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KEIN CASTOR-TRANSPORT AUS JÜLICH IN
DIE USA

„Grün bleiben! Kein Atomexport in die USA“ steht auf dem Banner der Umweltschützer. „Die

Grünen in NRW dürfen diesen illegalen Transport nicht zulassen. Besonders in der

Regierungsverantwortung müssen sie ihren grünen Grundsätzen treu bleiben“, sagt Cornelia

Deppe-Burghardt, Sprecherin von Greenpeace. Bei der Bundesdelegiertenkonferenz steht ein

Antrag aus Niedersachsen auf der Tagesordnung, den Export der Jülich-Castoren in die USA zu

stoppen.
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Greenpeace ist eine internationale Umweltorganisation, die mit direkten gewaltfreien Aktionen für den Schutz
der natürlichen Lebensgrundlagen von Mensch und Natur und Gerechtigkeit für alle Lebewesen kämpft.

Mit einem Rechtsgutachten hat Greenpeace im September bereits belegt, dass die Verschickung

illegal wäre. Der Export verstieße gegen das Verbot, Atommüll aus kommerzieller Nutzung zur

Wiederaufarbeitung ins Ausland zu bringen (§9a Abs.1 Satz 2 Atomgesetz). Der hochradioaktive

Müll stammt aus dem Atomkraftwerk „AVR Jülich“, das 22 Jahre lang Atomstrom in das

öffentliche Netz eingespeist hat. Daher ist auch nach steuerrechtlichen Kriterien eine

gewerbliche Erzeugung von Strom anzunehmen. Der illegale Transport würde einen

gefährlichen Präzedenzfall schaffen und die Suche nach einem Endlager für hochradioaktiven

Atommüll unterwandern. Nach Paragraph 1 des Standortauswahlgesetzes ist Deutschland

verpflichtet, für im Inland verursachten hochradioaktiven Atommüll einen nationalen

Endlagerstandort zu finden.

Seit den späten 1980er Jahren arbeiten die Landesregierung in NRW und das

Bundesforschungsministerium an dem Atommülltransport in die US-Militäranlage Savannah

River Site. Dort sollen die abgebrannten Brennelemente wieder aufbereitet werden. Fast zehn

Millionen Euro sind bereits investiert und “vorsorglich” sollen für das Jahr 2015 rund 65

Millionen Euro im Bundeshaushalt des Forschungsministeriums eingestellt werden.

NRW-GRÜNE MÜSSEN GLAUBWÜRDIG BLEIBEN

Die Grünen in Nordrhein-Westfalen laufen Gefahr, ihre Glaubwürdigkeit zu verlieren, wenn sie

die Abschiebung der 290.000 Brennelementekugeln nicht verhindern. Im Koalitionsvertrag der

rot-grünen NRW-Regierung haben sie mitunterschrieben: „Wir wollen, dass die Castoren, vor

allem die in Jülich lagernden, nur noch einmal transportiert werden – nämlich zu einem

Endlager, wenn hierfür ein Standort gefunden ist.“

Achtung Redaktionen:  Für Rückfragen erreichen Sie Cornelia Deppe-Burghardt unter Tel.:

0151-14533087. Das Rechtsgutachten finden Sie hier. 

https://www.greenpeace.de/sites/www.greenpeace.de/files/publications/rechtsgutachten-juelich-20140917.pdf.
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